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dbb Jahrestagung 2015: Tarifeinheit, Einkommensrunde und Gewaltprävention 
 
(dbb) Vom 11. bis 13. Januar 2015 findet unter dem Titel „Verfassung ohne Verfallsdatum 

– Gesellschaft im Wertewandel“ in Köln die 56. dbb Jahrestagung statt.  

 
Zum traditionellen politischen „Schlagab-
tausch“ über die aktuelle Lage im öffentlichen 

Dienst wird der dbb Bundesvorsitzende Klaus 
Dauderstädt zu Beginn der Jahrestagung den 

Bundesminister des Innern Dr. Thomas de 

Maizière begrüßen. Zudem erwartet der ge-
werkschaftliche Dachverband Norbert Walter-

Borjans, den Finanzminister des gastgebenden 
Landes Nordrhein-Westfalen, sowie die innen-

politischen Sprecher der im Bundestag vertre-

tenen Parteien. Neben der anstehenden Ein-
kommensrunde für die Landesbeschäftigten 

und der geplanten Gesetzgebung zur Zwangs-
Tarifeinheit wird auch der zunehmende Nach-

wuchs- und Fachkräftemangel im öffentlichen 

Dienst in Deutschland diskutiert werden. Seine 
Sichtweise zum gesellschaftlichen Wertewandel 

steuert am Nachmittag des 12. Januar 2015 
der ehemalige NRW-Ministerpräsident und 

Bundesfinanzminister Peer Steinbrück (SPD) 
bei.  

 
Am zweiten Tag der Jahrestagung steht das 

Thema „Gewalt gegen Beschäftigte im öffentli-

chen Dienst“ sowohl im Mittelpunkt eines Im-
pulsvortrags des Bayerischen Staatsministers 

des Innern, für Bau und Verkehr, Joachim 
Herrmann, als auch des Podiumsgesprächs 

zwischen Prof. Dr. Bernhard Frevel, Fachhoch-

schule für öffentliche Verwaltung NRW, und 
Rainer Wendt, Bundesvorsitzender der Deut-

schen Polizeigewerkschaft.  
 

Das Programm und weitere Informationen zur 

dbb Jahrestagung 2015 gibt es online auf 
www.dbb.de/events/dbb-jahrestagung-

2015.html.  

(01/45/14) 

 
 

Branchentage im Vorfeld der Einkommensrunde 2015 fortgesetzt 
 
Polizeikräfte endlich ordentlich bezahlen 
– Kampfbetonte Tarifauseinandersetzung 

angekündigt 
 

Bevor Anfang 2015 die Verhandlungen über 

den Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
der Länder starten, sucht der dbb die Diskussi-

on mit den Mitgliedern seiner Fachgewerk-
schaften über die inhaltlichen Forderungen. 

Am 27. November 2014 fand in der langen 

Reihe dieser Veranstaltungen der „Branchen-
tag Öffentliche Sicherheit“ statt, zu dem sich 

mehr als 100 Polizistinnen und Polizisten in 
Berlin trafen. Mehr Einkommen und eine zeit- 

und inhaltsgleiche Übertragung des Tarifer-
gebnisses der Einkommensrunde 2015 – das 

waren ihre wesentlichen Forderungen.  

 
Der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt, 

der die Teilnehmer im dbb forum berlin be-
grüßte, machte deutlich, dass Einkommensun-

terschiede, wie sie derzeit zu Beschäftigten des 

Bundes und der Kommunen bestehen, für die 
im Landesdienst Tätigen nicht hinnehmbar 

seien. So betrage der Abstand zu Bund und 
Kommunen jetzt 1,42 Prozent, ab März 2015 

sogar 3,85 Prozent. „Für die Beamtinnen und 
Beamten in Berlin wie in den anderen Ländern 

fordern wir eine parallele Übernahme der Ta-
rifanpassungen. Aber während der Bund eine 

gute Übernahmepraxis vormacht, tun dies die 
Länder nur teilweise“, kritisierte Dauderstädt 

und führte Rheinland-Pfalz und Nordrhein-

Westfalen als schlechte Beispiele an. 
 

Der Bundesvorsitzende der Deutschen Polizei-
gewerkschaft (DPolG), Rainer Wendt, verwies 

auf die große Verantwortung und die Gefähr-

lichkeit des Jobs, den die Polizistinnen und 
Polizisten tagtäglich erledigen. „Ausgerechnet 

in Berlin mit mehr als zehn Millionen Besuchern 
jährlich, die aus aller Welt zu uns kommen, mit 

über 4.000 Demonstrationen und Veranstal-
tungen, die die Polizei begleiten muss, und mit 

zahllosen hauptstadtbedingten Belastungen, 

die einzigartig sind, wird die Polizei mit Ab-
stand am schlechtesten bezahlt. Das ist eine 

Schande deutscher Politik“, sagte Wendt. Die 
Entschlossenheit der Beschäftigten, ihre Forde-

rungen durchzusetzen, werde hier entspre-

chend hoch sein. „Die Politik darf sich auf eine 
kampfbetonte und lautstarke Tarifauseinander-

setzung gefasst machen“, kündigte der DPolG-
Chef an.  

 

http://www.dbb.de/events/dbb-jahrestagung-2015.html
http://www.dbb.de/events/dbb-jahrestagung-2015.html
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Gymnasiallehrer in Sachsen-Anhalt for-
dern zeit- und wirkungsgleiche Übertra-

gung des Tarifergebnisses 
 

Auch am 26. November 2014 im Goethe Gym-

nasium Weißenfels ging es in der Diskussion 
des dbb mit Mitgliedern des Deutschen 

Philologenverbandes (DPhV) um die inhaltli-
chen Forderungen zur Einkommensrunde 

2015. 

 
Grundsätzlich war die von Bundesland zu Bun-

desland unterschiedliche Bezahlung der ange-
stellten Lehrerinnen und Lehrer ein Thema, 

das den Kolleginnen und Kollegen unter den 

Nägeln brannte. Willi Russ, Zweiter dbb Vorsit-
zender und Fachvorstand Tarifpolitik: „Wir 

wollen eine Entgeltordnung für Lehrkräfte (L-
EGO), damit endlich Schluss ist mit der einsei-

tigen Festlegung der Eingruppierung der tarif-
beschäftigten Lehrerinnen und Lehrer durch 

die Arbeitgeber. Die Bezahlung müssen die 

Tarifvertragspartner einvernehmlich regeln, 
damit Bezahlung nach Gutsherrenart unter-

bleibt.“ Im Rahmen einer flächendeckenden 
Entgeltordnung müssten angestellte Lehrkräfte 

zukünftig in allen Bundesländern nach einheit-

lichen Eingruppierungsmerkmalen eingestuft 
und einheitlich bezahlt werden, sagte der dbb-

Vize. 
 

Besonders wichtig sei zudem, das Tarifergeb-
nis zeit- und wirkungsgleich auf die verbeam-

teten Kolleginnen und Kollegen zu übertragen, 

sagte Jürgen Mannke, Leiter des Goethe-
Gymnasiums Weißenfels und Vorsitzender des 

Philologenverbandes Sachsen-Anhalt in der 
Diskussion mit Gymnasiallehrerinnen und -

lehrern: „Die meist unterschiedliche Übertra-

gung der Tarifeinigung zwischen den Ländern 
führt zu einer weiteren Auseinanderentwick-

lung in der Besoldung und Versorgung der 
Beamtinnen und Beamten mit einer Hoch-

schulausbildung. Während ein Studienrat mit 

Familienzuschlag, Stufe 1, beim Berufseinstieg 
2012 in Bayern rund 46 200 Euro im Jahr ver-

diente, erhielt ein vergleichbarer Studienrat in 
Niedersachsen rund 38 850 Euro und in Berlin 

sogar noch weniger.“ Die Unterschiede führten 
dazu, dass in einigen Bundesländern wie Ber-

lin, Brandenburg und Sachsen, in denen nicht 

verbeamtet werde, der Einstieg in den Schul-
dienst unattraktiv sei. „Wer hochmotivierte 

Lehrkräfte haben will, muss deren Leistung 
besser honorieren und ihnen Aufstiegschancen 

bieten“, sagte Mannke und fügte hinzu: „Der 

Philologenverband fordert die Landesregierung 

auf, mit Wirkung zum 1. Februar 2014 so viele 
Lehrerinnen und Lehrer einzustellen, dass an 

jeder Schule des Landes mindestens eine 105-
prozentige Unterrichtsversorgung gesichert ist. 

Außerdem erwarten wir, dass die Landesregie-

rung ihrer Fürsorgepflicht für ihre Arbeitneh-
mer nachkommt und den Kolleginnen und 

Kollegen eine Altersteilzeit auch im Blockmodell 
anbietet.“ 

 

Finanzverwaltung in Niedersachsen: 
mehr Einkommen, mehr Personal!  

 
Am 25. November 2014 versammelten sich 

rund 100 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 

Finanzverwaltung in Verden an der Aller. Hier 
zählten die hohe Arbeitsüberlastung und zu-

nehmende Überregulierung des Steuerrechts 
durch den Gesetzgeber zu den kritisierten und 

diskutierten Themen der Finanzfachleute aus 
der Deutschen Steuer-Gewerkschaft (DSTG). 

Der stellvertretende dbb Bundesvorsitzende 

und Fachvorstand Beamtenpolitik Hans-Ulrich 
Benra kritisierte den Personalmangel in der 

Steuerverwaltung: 
 

„Die Kolleginnen und Kollegen können die Flut 

von Steuererklärungen und Anträgen schon 
lange nicht mehr bewältigen. Sie arbeiten zum 

Teil über die Belastungsgrenzen hinaus und 
bekommen zudem den Unmut der Bürgerinnen 

und Bürger zu spüren, die immer länger auf 
Erstattungen warten müssen.“ Jetzt seien noch 

komplexe Selbstanzeigen hinzugekommen, die 

die Situation weiter verschärften. „Neben einer 
angemessenen Einkommenserhöhung brau-

chen die Kolleginnen und Kollegen in der Steu-
erverwaltung endlich das Mehr an Personal, 

das nötig ist, um aufgabengerecht arbeiten zu 

können“, so Benra. 
 

Der Vorsitzende der DSTG Niedersachsen 
Thorsten Eichenauer forderte die zeit- und 

inhaltsgleiche Übertragung des Ergebnisses 

der Einkommensrunde 2015 auf die Beamten: 
„Im Rahmen des Haushaltsbegleitgesetzes 

2015 sind bereits Gehaltssteigerungen einge-
plant worden, ohne dass die Dienstherren mit 

den Gewerkschaften gesprochen hätten. Un-
klar sind auch die Parameter, die dafür zu 

Grunde gelegt wurden. Klar ist dagegen, dass 

es erst zum Juni 2015 ein Einkommensplus 
geben soll. Das ist Besoldung nach Gutsher-

renart“, kritisierte Eichenauer und forderte die 
Rückkehr zur Sonderzuwendung und die Rück-

nahme der Föderalismusreform, um wieder zu 
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einer einheitlichen Besoldungslandschaft zu 
kommen. 

 
Unikliniken: Patienten und Beschäftigte 

sind mehr als ein Kostenfaktor  

 
In vielen Universitäts-Kliniken arbeitet das 

Personal an der körperlichen Belastungsgren-
ze. An der Uniklinik Bonn diskutierten die Be-

schäftigten am 21. November 2014 deshalb 

darüber, wie sich die Arbeitsbedingungen ver-
bessern lassen. Auch diese Ergebnisse fließen 

in die Forderungen des dbb für die Einkom-
mensrunde 2015 des öffentlichen Dienstes der 

Länder ein. 

 
Helmuth Lemoch von der vdla gewerkschaft 

und Mitglied des Personalrats an der Uniklinik 
sagte im Vorfeld: „Weder Patienten noch Be-

schäftigte wollen als reine Kostenfaktoren ge-
sehen werden. Die Unikliniken haben in der 

Regel einen sehr guten Ruf. Sie leisten nicht 

nur einen unverzichtbaren Beitrag für die flä-
chendeckende Gesundheitsversorgung, son-

dern garantieren beispielsweise eine gute Aus-
bildung der Mediziner. Um das auch weiterhin 

leisten zu können, müssen wir aber die Aus-
stattung an die Anforderungen anpassen. 

Wir dürfen unsere Krankenhäuser nicht länger 

auf Verschleiß fahren, das gilt besonders für 
die Belastung der Pflegekräfte. Sonst leidet die 

Gesundheit der Patienten und die des Perso-
nals.“  

 

Für Willi Russ, den Zweiten Vorsitzenden des 
dbb und Fachvorstand Tarifpolitik, liegt ein 

Kernproblem in der Nachwuchs- und Fachkräf-
tegewinnung - bei den Unikliniken ebenso wie 

im gesamten öffentlichen Dienst: „Qualifizier-

tes Pflegepersonal ist gefragter denn je in 
Deutschland. Wer da als Arbeitgeber keine 

konkurrenzfähigen Angebote machen kann, 
der hat schnell das Nachsehen“, sagte Russ. 

„In der Einkommensrunde 2015 für den öffent-
lichen Dienst der Länder muss es deshalb 

spürbare Verbesserungen bei den Einkommen 

geben.“ 
(02/45/14) 

 
 

Dauderstädt: Gewerkschaftsbewegung lebt von Solidarität  
 
(dbb) „Die Gewerkschaftsbewegung lebt davon, dass einige bereit sind, sich für die Be-

lange vieler einzusetzen.“ Das hat Klaus Dauderstädt, der Bundesvorsitzende des dbb, 
unterstrichen. Dem Dachverband von 42 Gewerkschaften sei dieser Gedanke „alles ande-

re als fremd“, sagte Dauderstädt auf der Fachtagung „Schule der Bürgergesellschaft – 

Bürgerschaftliche Perspektiven für moderne Bildung und gute Schulen“ am 27. November 

2014 im dbb forum berlin und fügte hinzu: „Das ist nicht immer einfach, oft mühselig, 
manchmal kleinteilig, aber am Ende doch immer gewinnbringend für den Einzelnen eben-

so wie für seine Kolleginnen und Kollegen. Als Gewerkschafter nennen wir das dann Soli-

darität.“ 

 
Der dbb Chef wies auf die Renten- und Pen-
sionierungswelle hin, auf die der öffentliche 

Dienst zulaufe. „Das schlägt nicht nur Schnei-
sen in die Rathäuser, Lehrerzimmer und Poli-

zeidienststellen -–nein, auch an den Interes-

senvertretungen der Beschäftigten geht das 

nicht spurlos vorüber.“ Mit den Bemühungen, 
junge Menschen bereits in der Schule für das 

„Sich-Engagieren“ zu begeistern, verknüpfe er 

die Hoffnung, dass diese auch später bereit 
sein werden, sich in verschiedenen Institutio-

nen und nicht zuletzt in den Gewerkschaften 
einzubringen. „Bürgerschaftliches Engagement 

ist letztlich der Kitt, der unsere Gesellschaft 
zusammenhält.“ Sich zu engagieren, könne 

man lernen. Dabei liege dem dbb, der sechs 

Lehrergewerkschaften mit rund 300.000 Mit-

gliedern organisiert, gerade die Rolle der Leh-
rerinnen und Lehrer am Herzen. 

 
Allerdings dürfe bürgerschaftliches Engage-

ment nicht dazu führen, „dass sich der Staat 
aus seiner Verantwortung stiehlt und die Erfül-

lung seiner originären Aufgaben dem freiwilli-

gen Einsatz der Bürgerinnen und Bürger über-
lässt“, mahnte der dbb Chef. Freiwilliges Enga-

gement müsse immer etwas Zusätzliches im 
Verhältnis zu den eigentlichen Staatsaufgaben 

sein. 

 
Die Fachtagung war eine gemeinsame Veran-

staltung der Bertelsmann Stiftung, des Deut-
schen Olympischen Sportbundes (DOSB), der 

Freudenberg Stiftung, der Stiftung Bildung und 

Gesellschaft im Stifterverband für die Deutsche 
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Wissenschaft, der Stiftung Bildung und des 
Bundesnetzwerkes Bürgerschaftliches Enga-

gement (BBE). Die Mitgliederversammlung des 

BBE hatte vor wenigen Tagen den dbb als 
neues Mitglied aufgenommen. 

(03/45/14) 

 

 

Gesetzentwurf zur Stärkung der Gesundheitsprävention: Heutige Investitionen 
sind Ersparnisse von morgen  
 
(dbb) Viele handwerklich gut gemachte Regelungen sind nach Einschätzung des dbb im 
Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Gesundheitsförderung und Prävention enthal-

ten, zu dem am 26. November 2014 in Berlin die öffentliche Anhörung stattfand. „Was 

lange währt, muss zwar nicht zwangsläufig gut werden, jedoch regelt der vorliegende 
Gesetzentwurf vieles, was Prävention und Gesundheitsförderung mehr Gewicht verleiht. 

Dies ist ausdrücklich zu begrüßen“, sagte der stellvertretende dbb Bundesvorsitzende 
Ulrich Silberbach am Rande der Anhörung. 

 
„Heutige Investitionen in Früherkennung und 

zur Förderung gesundheitsbewussteren Verhal-

tens sind Ersparnisse von morgen“, so Silber-
bach. Er verwies darauf, dass die bisher vorge-

schriebene Häufigkeit des Anspruchs auf eine 
Gesundheitsvorsorgeuntersuchung sowie des 

dafür erforderlichen Mindestalters von 35 Jah-
ren abgeschafft werden sollen. Zudem werden 

die Krankenkassen künftig verpflichtet, finanzi-

elle Anreize für die Teilnahme an primärprä-
ventiven Maßnahmen, also zur Früherkennung 

und Vermeidung von Erkrankungen, zu gewäh-
ren. 

 

„Das Gesetz bringt einen gesunden Mix aus 
Eigenverantwortung und Anreizen für gesund-

heitsbewusstes Verhalten“, so Silberbach wei-
ter. „Hervorzuheben sind die Verbesserungen 

für besonders belastete Berufsgruppen, 

Schichtarbeiter und Menschen, die sich neben 

ihrer Arbeit der Pflege eines Angehörigen wid-

men. Auch den besonderen Belangen von 
Menschen mit Behinderungen wird Rechnung 

getragen.“ 
 

Der dbb halte, da es sich bei der Prävention 
um ein gesamtgesellschaftliches Thema han-

delt, auch die vorgesehene stärkere Einbin-

dung der privaten Kranken- und Pflegeversi-
cherung für richtig. „Wir erwarten, dass die 

PKV im Interesse ihrer Versicherten parallele 
Angebote entwickeln wird“, machte der dbb 

Vize deutlich. 

 
Das Bundeskabinett soll sich am 17. Dezember 

2014 mit dem Gesetzentwurf befassen. 
(04/45/14) 

 
 

dbb-Spitze trifft Bundesjustizminister: Tarifeinheitsgesetz im Mittelpunkt der 
Diskussion 
 
(dbb) Zu einem Meinungsaustausch mit dem Bundesminister für Justiz und Verbraucher-
schutz Heiko Maas sind der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt und der stellvertre-

tende Bundesvorsitzende und Fachvorstand Beamtenpolitik Hans-Ulrich Benra am 24. 

November 2014 in Berlin zusammengekommen. Im Zentrum des Gesprächs stand der 
Referentenentwurf für ein Tarifeinheitsgesetz, der noch im Dezember dem Kabinett vor-

gelegt werden soll. 

 
Die dbb-Vertreter brachten die Bedenken ge-
gen die Verfassungsmäßigkeit eines solchen 

Eingriffs zum Ausdruck. „Zwar werden Streik-

recht und Friedenspflicht im Gesetzestext nicht 
ausdrücklich erwähnt. Doch ist das Konzept 

darauf ausgerichtet, Arbeitskämpfe kleinerer 
Gewerkschaften dadurch zu untersagen, dass 

sie von Arbeitsgerichten stets als unverhält-

nismäßig, weil auf ein rechtlich unmögliches 
Ziel gerichtet, angesehen würden“, sagte Klaus 

Dauderstädt. „Darüber hinaus ist auch das 

Grundrecht auf informationelle Selbstbestim-
mung tangiert, weil man die Gewerkschaftszu-

gehörigkeit nicht ohne Zustimmung jedes ein-
zelnen Mitglieds erfassen darf, um die Stärke 

einer Gewerkschaft zu messen“, so Hans-Ulrich 
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Benra. Heiko Maas betonte, dass die Bundes-
regierung nur über einen Gesetzentwurf bera-

ten werde, den sein Haus für verfassungskon-
form hält. Darüber hinaus verwies er auf die 

Perspektive, in den noch bevorstehenden An-

hörungsterminen im Bundesarbeitsministerium 
und im Bundestag Stellung zu beziehen.  

 
Einig waren sich die Gesprächspartner in der 

kritischen Einschätzung der 2006 durch die 

Föderalismusreform herbeigeführte, unter-
schiedliche Entwicklung in Besoldung, Versor-

gung und Laufbahnrecht. „Unsere gemeinsame 
Sorge ist groß, dass die inzwischen schon fest-

stellbare Spreizung der Bezahlungsstrukturen 

in den kommenden Jahren noch anwachsen 
wird, viele Beamtinnen und Beamte sich nicht 

mehr hinreichend alimentiert fühlen und dies 

quantitativ und qualitativ die notwendige 
Nachwuchsgewinnung nicht nur in der Justiz 

und der Polizei belasten wird“, so der dbb 
Chef. Derzeit – so die gemeinsame Einschät-

zung – gebe es aber keine realistische politi-

sche Chance, dies zu korrigieren.  
 

Einvernehmen bestand auch darin, dass die 
Struktur der Justizberufe mit ihren Zuständig-

keiten nicht „in Stein gemeißelt“ sei. Allerdings 

sei bei der Übertragung von Aufgaben immer 
darauf zu achten, dass die dafür erforderliche 

Qualifikation vermittelt wird. Kritisch sahen 
beide Seiten die so genannten Länder-

Öffnungsklauseln, da es auch hier sinnvoll sei, 

bundes- oder gar europaeinheitliche Wege mit 
hoher Verlässlichkeit für den Bürger zu gehen. 

(05/45/14) 

 

 

Europäischer Abend zum Thema "Europa regieren?!" - 
Aufgaben der EU-Kommission neu ordnen 
 
(dbb) „EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker und sein Team sollten sich auf die 

wesentlichen Themen konzentrieren, die die Mitgliedstaaten in der Globalisierung nicht 
mehr allein beantworten können. Der Subsidiaritätsgedanke muss dabei Richtschnur 

sein“, sagte der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt am 24. November 2014 in Ber-

lin im Vorfeld des 21. Europäischen Abends (Thema: "Europa regieren?!"). Die EU-
Kommission müsse ihre Aufgaben neu ordnen, wenn sie regieren wolle. 

 
„Damit die Kommission regieren kann, muss 
sie befreit werden von den Aufgaben, die in 

Deutschland etwa nachgeordnete Bundesbe-
hörden übernehmen. Die Kommission muss all 

das delegieren, was mit Einzelheiten von Nor-

mierung und Regulierung zu tun hat, ohne 
dabei neue Bürokratie-Monster zu schaffen. Sie 

muss weniger bürokratisch, mehr politisch 
agieren“, forderte Dauderstädt, der auch Vize-

Präsident der Europäischen Union der Unab-

hängigen Gewerkschaften (CESI) ist.  
 

Wesentliche Aufgaben für die Kommission sind 
aus Sicht des dbb Chefs vor allem die äußere 

Sicherheit Europas, eine stabile Währungsuni-
on, gemeinsame Asyl- und Einwanderungspoli-

tiken, eine Energieunion, aber auch die Errich-

tung sozialer Mindeststandards auf europäi-
scher Ebene. „Diese Mindeststandards müssen 

den Mitgliedstaaten ihre Erst- und Letztzustän-
digkeit in der Sozialpolitik belassen, sie aber 

insoweit unterstützen, dass sie Lohn- und So-

zialdumping im Binnenmarkt wirksam aus-
schließen.“ 

(06/45/14) 

 

 

Bundesarbeitsgericht: Frage nach Gewerkschaftszugehörigkeit beeinträchtigt 
Koalitionsfreiheit  
 
(dbb) Das Bundesarbeitsgericht hat mit Urteil vom 18. November 2014 (1 AZR 257/13) 
entschieden, dass die Frage nach der Gewerkschaftszugehörigkeit die Koalitionsfreiheit 

unzulässig einschränken kann. 

 
Hintergrund der Entscheidung war eine Tarif-
auseinandersetzung bei den Stadtwerken Mün-

chen. Die Arbeitgeberin forderte die Mitarbeiter 

des Nahverkehrs auf, mitzuteilen, ob sie Mit-
glied der GDL seien. Zu diesem Zeitpunkt hat-

ten die Stadtwerke noch keine Einigung mit 
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der GDL erzielt. Ein Tarifvertrag war lediglich 
mit ver.di zustande gekommen. Die Arbeitge-

berin wollte wissen, auf welche Mitarbeiter 
dieser Vertrag anzuwenden sei. 

 

Das Bundesarbeitsgericht hat dazu jetzt klar-
gestellt, dass der Arbeitgeber in einer derarti-

gen Arbeitskampfsituation nicht nach der Ge-
werkschaftszugehörigkeit fragen darf, denn: 

„Die geforderte Auskunft verschafft der Arbeit-

geberin genaue Kenntnis vom Umfang und 
Verteilung des Mitgliederbestands der GDL in 

ihrem Betrieb. Sie zielt nach Art und Weise der 
Befragung während einer laufenden Tarifaus-

einandersetzung mit Streikandrohung darauf 

ab, den Verhandlungsdruck der GDL unter 
Zuhilfenahme ihrer Mitglieder zu unterlaufen.“ 

 

Der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt 
begrüßte das Urteil des Bundesarbeitsgerichts 

vor dem Hintergrund der aktuellen Diskussion 
über das von der Bundesregierung geplante 

Tarifeinheitsgesetz: „Die Entscheidung bestä-

tigt unsere berechtigten Zweifel an der Recht-
mäßigkeit einer gesetzlich verordneten Tarif-

einheit. Das Gesetz will Arbeitskampfsituatio-
nen über einen Zählmechanismus regeln, bei 

dem es um die Gewerkschaftszugehörigkeit 

geht - genau das aber haben die Bundesar-
beitsrichter jetzt eindeutig für unzulässig er-

klärt. Wie viele Signale braucht die Große Koa-
lition noch, um von diesem verfassungswidri-

gen und technisch gar nicht realisierbaren 

Projekt abzulassen?“, so der dbb Chef.  
(07/45/14) 

 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

 

Polizei-Tagegelder gestrichen – dbb schleswig-holstein: Zeichen mangelnder 
Wertschätzung  
 
(dbb) Das Tagegeld für Streifenfahrten bei der Polizei in Schleswig-Holstein ist gestrichen 

worden. Dies sorgt bei den Betroffenen für Kopfschütteln und Verständnislosigkeit. 

 
Die schleswig-holsteinische dbb-Chefin Anke 
Schwitzer sagte am 26. November 2014: „Das 

Tagegeld ist höchst berechtigt. Denn der Ar-
beitsplatz des Polizisten ist grundsätzlich auf 

der Dienststelle an seinem Schreibtisch. Hier 

werden Dienste geplant und Vorgänge bear-
beitet. Sicherlich gehören auch Einsätze im 

näheren Umfeld der Polizeistationen zum Ta-
gesgeschäft. Vielfach aber erreichen nicht rou-

tinemäßige Einsätze außerhalb der Dienststelle 
die Länge eines Arbeitstages und mehr“, so 

Schwitzer.  

 
Lange Streifenfahrten der Autobahnpolizei, 

groß angelegte Verkehrskontrollen, Einsätze 

bei Demonstrationen oder die Begleitung von 
Fußballfans von der Ankunft am Bahnhof, wäh-

rend der Spiele bis hin zu Abreise, bedeuteten 
für die Kolleginnen und Kollegen „nicht nur 

einen ganzen Tag auf den Beinen, sondern 

ebenfalls einen nicht unerheblichen Verpfle-
gungsmehraufwand. Im Streifenwagen ist 

einfach kein Platz für `Henkelmann und 
Thermoskanne´ - da muss man die Angebote 

wahrnehmen, die sich in der jeweiligen Situati-
on noch bieten. Und das geht ins Geld“, sagte 

die dbb-Landeschefin.  

(08/45/14) 

 

 

dbb m-v fordert: Hilfsfrist nicht durch die Hintertür verlängern 
 
(dbb) Am 26. November 2014 hat die öffentliche Anhörung zum Gesetzentwurf der Lan-

desregierung „Entwurf eines Rettungsdienstgesetzes Mecklenburg-Vorpommern (RDG)“ 
im Plenarsaal des Schweriner Schlosses stattgefunden. Der dbb m-v hatte dazu bereits 

am 17. November eine schriftliche Stellungnahme an den Sozialausschuss des Landtages 

geschickt. 

 
Darin stellt der dbb-Landesbund fest, dass das 
Land nach Kreis-, Polizei-, Gerichtsstruktur- 

und nun mit der Rettungsdienstreform ein 
weiteres Abkoppeln des ländlichen Raums 



 

aktuell Nr. 45 vom 27.11.2014 8 

___________________________________________________________________________ 

 

___________________________________________________________________________ 

 

praktiziert. Der dbb m-v kritisiert insbesondere 
die faktisch geplante Verlängerung der zehn-

minütigen Hilfsfrist um circa zwei Minuten 
durch Herausnahme der Disponierungszeit 

(Anrufannahme bis Alarmauslösung) in der 

Leitstelle.„Zehn Minuten plus x bedeutet eine 
Verschlechterung der Notfallversorgung auf 

dem Land, auf dem es sowieso schon zu wenig 
Notärzte gibt", erklärte der dbb-

Landesvorsitzende Dietmar Knecht. 

 

Angesichts der weiteren demografischen Ent-
wicklung in Mecklenburg-Vorpommern, in dem 

in ein paar Jahren jeder Dritte über 65 Jahre 
alt sein wird, sei zudem von einer Erhöhung 

der Einsatzzahlen auszugehen. „Bereits jetzt 

werden in einigen Landkreisen in über 50 Pro-
zent der Einsätze die heute geltenden zehn 

Minuten überschritten, hier geht es oftmals um 
Sekunden, die über Leben und Tod entschei-

den", so Knecht. 

(09/45/14) 

 

 

Treffen des dbb bremen mit dem Bremer SPD-Landesvorsitzenden 
 
(dbb) Am 21. November 2014 haben sich Vorstandsmitglieder des dbb bremen mit dem 

Bremer SPD-Landesvorsitzenden Dieter Reinken getroffen. Der dbb bremen war vertreten 
durch Schatzmeister Winfried Noske, LV-Beisitzer Carl-Otto Spichal und Geschäftsführer 

Dieter Rybka.  

 
Im Mittelpunkt des Gesprächs stand die Lage 
des bremischen öffentlichen Dienstes - auch 

vor dem Hintergrund der Bürgerschaftswahl im 

nächsten Jahr. Insbesondere ging es um die 
Tarif- und Besoldungsrunde 2015. Ferner wur-

den die Bereiche Ausbildung im öffentlichen 
Dienst, Situation der Steuerverwaltung, Bil-

dung sowie Länderfinanzausgleich und Tarif-
einheit erörtert, wie der dbb bremen mitteilte. 

Das Thema Beamtenversorgung soll bei einem 

weiteren Meinungsaustausch diskutiert wer-
den.  

(10/45/14) 

 

 

Wendt: Deutschland verheizt seine Polizisten  
 
(dbb) Tausende Polizisten werden nach Einschätzung der Deutschen Polizeigewerkschaft 

falsch eingesetzt und teilweise „schlicht verheizt“. Gewerkschaftschef Rainer Wendt for-
dert vom Gesetzgeber, die Polizei von verzichtbarer Arbeit zu befreien. Dadurch ließen 

sich „auf einen Schlag mehrere Tausend Stellen“ schaffen, und zwar ohne zusätzliche 

Kosten, schrieb er in einem Gastbeitrag für das Magazin „Focus“ (Ausgabe vom 24. No-
vember 2014).  

 
Als Beispiel für die Verschwendung von Ar-

beitszeit nannte Wendt die Regelungen zur 
Haftung von Autobesitzern. Wer als Pkw-Halter 

nach einer Ordnungswidrigkeit behaupte, er 

sei nicht gefahren, löse „umfangreiche Ermitt-
lungen“ aus. Bundesweit seien statistisch ge-

sehen 2.000 Beamte nur damit beschäftigt, in 
solchen Fällen den Fahrer zu ermitteln. Wendt 

empfahl, die Regelungen europäischer Nach-
barländer zu übernehmen: „Der Halter sagt, 

wer gefahren ist, oder er zahlt das Bußgeld.“ 

Der DPolG-Chef wandte sich auch gegen die 

Verfolgung von Konsumenten geringer Canna-
bis-Mengen. Polizisten müssten diese Personen 

nach geltendem Recht anzeigen, Staatsanwälte 

stellten die Verfahren aber routinemäßig ein. 
„Es wäre besser, den Konsum geringer Men-

gen von Cannabis nicht mehr verfolgen zu 
müssen - um sinnlose Bürokratie zu vermei-

den.“ 
(11/45/14) 

 

 

BDZ: Gefahren des Drogen- und Tabakschmuggels nicht ignorieren 
 
(dbb) Der BDZ warnt davor, die alarmierende Zunahme des Drogen- und Tabakschmug-

gels in Nordrhein-Westfalen zu ignorieren. Auf Einladung der Zollgewerkschaft kamen am 
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20. November 2014 in Emmerich am Rhein Vertreter von Politik, Zoll, Justiz, Kommunen 
und Gewerkschaft zu einer Fachtagung zusammen. Ziel des  Dialogs war es, an der 

deutsch-niederländischen Grenze und im benachbarten Ruhrgebiet ein Zeichen im Kampf 
gegen den Schmuggel zu setzen. 

 
BDZ-Bundesvorsitzender Dieter Dewes wider-

sprach Einschätzungen der nordrhein-

westfälischen Landesregierung zur Drogensitu-
ation im Land. Der illegale Konsum syntheti-

scher Drogen wie Crystal Meth nehme gefährli-
che Ausmaße an und dürfe nicht herunterge-

spielt werden, so Dewes. Auf eine Anfrage im 

Düsseldorfer Landtag hatte die Landesregie-
rung erklärt, es gebe keine Erkenntnisse über 

örtliche Brennpunkte oder über feste Handels-
strukturen. 

 

Jährlich werden laut BDZ bis zu fünf Tonnen 
Crystal aus Drogenküchen in Tschechien nach 

Deutschland geschmuggelt. Rund 77 Kilo-

gramm konnten 2013 sichergestellt werden. 

Der BDZ fordert, die Kontrolleinheiten für Ver-

kehrswege auch aus präventiven Gründen 
personell zu verstärken. 

 
Höhere Kontrolldichten des Zolls verlangt der 

BDZ auch im Kampf gegen den Tabakschmug-

gel. Von rund 21,7 Milliarden unversteuert 
gerauchten Zigaretten stellte der Zoll 2013 

rund 147 Millionen Stück sicher. Dewes forder-
te weitere Kraftanstrengungen, um gegen 

Schmuggel, illegale Herstellung und Fälschung 

wirkungsvoller vorzugehen. 
(12/45/14) 

 

 

GDL: Angebot ungenügend 
 
(dbb) Das Verhandlungsangebot der Deutschen Bahn AG vom 21. November 2014 hat die 
Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) als ungenügend bewertet. Mit einer neu-

en Tarifstruktur wolle die DB AG die zwingend wirkenden Bestandteile aus dem Flächen-
tarifvertrag heraus nur noch im Haustarifvertrag LfTV tarifieren. Damit würde der in den 

letzten Jahren erkämpfte Flächentarifvertrag seine Wirkung beim Marktführer DB AG ver-

lieren.  

 
Bis auf eine ungenügende Entgelterhöhung 
von fünf Prozent für 30 Monate, mithin zwei 

Prozent pro Jahr, dem Angebot der Einstellung 
von zusätzlichen 200 Lokomotivführern und 

einer „Nullnummer“ bei der betrieblichen Al-

tersversorgung sowie einer Aussicht auf Ver-
handlungen auf eine Mitarbeiterbeteiligung ab 

dem Jahr 2015 gehe der Arbeitgeber auf keine 
Forderung der GDL ein. Das Angebot der DB 

AG solle nur für Lokomotivführer und Zugbe-
gleiter, die Mitglied der GDL sind, gelten. Es 

fehlten Angebote für die ebenfalls von der GDL 

vertretenen Bordgastronomen, Lokrangierfüh-
rer, Disponenten und Instruktoren. 

 
„Wir sind in den Verhandlungen zwar ein Stück 

vorangekommen, doch es reicht noch lange 

nicht. Die DB AG muss endlich Farbe beken-
nen, ohne den Flächentarifvertrag zu gefähr-

den“, so GDL-Chef und dbb Vize Claus Wesels-
ky. Die nächsten Verhandlungen finden am 28. 

November statt.  
(13/45/14) 

 

 

GdS: Öffnung der Altersteilzeit bei der AOK Plus 
 
(dbb) Erfreuliche Nachrichten hat die Gewerkschaft der Sozialversicherung (GdS) für alle 

Beschäftigten des Jahrgangs 1957 bei der AOK Plus in Sachsen und Thüringen: Nach Ge-
sprächen zwischen GdS und AOK-Vertretern Mitte November 2014 in Dresden wird auch 

ihnen die Möglichkeit eröffnet, Altersteilzeit in Anspruch zu nehmen. 

 
Der GdS-Bundesvorsitzende Maik Wagner be-
grüßte die Öffnung des Haustarifvertrages zur 

strategischen Personalplanung bei der AOK 

Plus für den Jahrgang 1957: „Die Bedingungen 

für die Beschäftigten werden sich dabei nicht 
verschlechtern; die Höhe der Aufstockungszah-

lungen wird weiterhin 34 Prozent betragen, 

und die Beiträge zur Rentenversicherung sowie 
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zur Zusatzversorgung werden auf der Basis 
von 95 Prozent des Vollzeitentgeltes entrich-

tet.“ 
 

Angeboten werden sowohl das Teilzeit- wie 

auch das Blockmodell. Voraussetzung für die 
Inanspruchnahme der Altersteilzeit ist eine 

Beschäftigungszeit von mindestens zehn Jah-

ren bei der AOK. Neu ist die Möglichkeit, nicht 
nur bis zum frühestmöglichen Rentenbeginn, 

sondern bis zum frühestmöglichen abschlags-
freien Renteneintritt Altersteilzeit zu vereinba-

ren. Neu ist auch die Laufzeit von grundsätz-

lich 60 Monaten; die Altersteilzeit soll frühes-
tens zum 1. Januar 2017 beginnen. 

(14/45/14) 

 

 

Deutscher Lehrertag 2014 – VBE: Gute Schule geht nur ohne Rotstift  
 
(dbb) Rund 1.000 Teilnehmer waren am 21. November 2014 zur Herbsttagung des dies-

jährigen Deutschen Lehrertages nach Dortmund gekommen Unter dem Motto „Herausfor-
derung Schule“ bot der größte bundesweite Fortbildungstag für Lehrerinnen und Lehrer 

aller Schulstufen Fachvorträge und Workshops rund um den Arbeitsplatz Schule. Hauptre-

ferenten waren der Tübinger Bildungsforscher Ulrich Trautwein und der Kölner Psychiater 
und Bestsellerautor Manfred Lütz. In 42 Workshops ging es um die Schwerpunktthemen 

Inklusion in der Schule sowie Unterricht mit digitalen Medien.  

 
Erstmals hatte es in diesem Jahr bereits eine 
Frühjahrstagung des Deutschen Lehrertages 

im Rahmen der Leipziger Buchmesse gegeben. 

Der Deutsche Lehrertag ist eine Veranstaltung 
von Verband Bildung und Erziehung (VBE) und 

Verband Bildungsmedien e.V. 
 

„Appelle an unser Berufsethos und Lehrerlob in 
Sonntagsreden verdecken nicht, wie es um die 

tatsächlichen Rahmenbedingungen in den 

Schulen steht“, stellte Udo Beckmann, VBE-
Bundes- und Landesvorsitzender NRW, zur 

Eröffnung fest. Er verwies auf die Schaffung 
einer inklusiven Schule und das digitale Ler-

nen. „Die Politik weckt hohe Erwartungen an 

Schule in der Öffentlichkeit, aber nachhaltige 
Strategien sind nicht erkennbar, wie diese 

Aufgaben finanziert und umgesetzt werden 
sollen.“ Beckmann forderte erneut, „Bund und 

Länder müssen auch im Schulbereich mitei-

nander kooperieren“. Die Gelder von Bund und 
Ländern müssten gebündelt für die großen 

Herausforderungen eingesetzt werden, so 

Beckmann. „Wer glaubt, inklusive Schule auch 
nur ansatzweise kostenneutral hinzubekom-

men, ist auf dem Irrweg. Die Politik steht in 
der Pflicht, die Rahmenbedingungen so zu 

gestalten, dass die Kinder mit und ohne Handi-
cap zu Gewinnern der Inklusion werden.“  

 

Mit Blick auf die digitale Schule forderte Beck-
mann Länder und Schulträger auf: „Es muss 

selbstverständlich sein, dass die Schule über 
die notwendige Ausstattung verfügen kann, 

um digitales Lernen zu praktizieren. Die IT-

Ausstattung im überwiegenden Teil der Schu-
len ist aber mittelalterlich. Es fehlt auch an 

personellen und zeitlichen Ressourcen.“  
(15/45/14) 

 

 

DPhV erfreut über signifikant höhere Computerkenntnisse an Gymnasien  
 
(dbb) Obwohl die Ausstattung mit Computern an den weiterführenden Schulen in 

Deutschland vergleichbar ist, haben Gymnasiasten bei der ersten internationalen Ver-
gleichsuntersuchung von Achtklässlern in Bezug auf informationstechnische Kompeten-

zen besser als Schüler aller anderen weiterführenden Schularten abgeschnitten. Das lässt 

sich aus der am 20. November 2014 vorgestellten Internationalen Vergleichsstudie ICILS 
(International Computer- and Information Literacy Study) entnehmen. Der Leistungsvor-

sprung von 67 Punkten entspricht rund zwei Lernjahren. 

 
Der DPhV-Bundesvorsitzende Heinz-Peter Mei-
dinger begrüßte es, dass die Leistungsstreuung 

auf diesem Gebiet an Gymnasien deutlich ge-

ringer sei als an anderen Schulformen. Aller-

dings ergäben sich aus der Studie auch Hin-
weise auf notwendigen Handlungsbedarf - 

insbesondere seien mehr Angebote zur Fortbil-

dung für Lehrer und eine bessere technische 
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Ausstattung von Schulen notwendig. Auch die 
professionelle Wartung von schulischen Netz-

werken ist vielerorts noch nicht gegeben. 
 

„Was nützt die beste Computerausstattung an 

unseren Schulen, wenn sie nicht professionell 
betreut wird?“, so Meidinger. Auch gebe es 

eine Gerechtigkeitslücke. Reiche Kommunen 
böten ihren Schulen ganz andere IT-

Ausstattungen als finanziell klamme. Das führe 
zu Benachteiligungen, die nicht zu rechtferti-

gen seien. 

(16/45/14) 

 
 

Berliner Grunewald ist „Waldgebiet des Jahres 2015“ 
 
(dbb) Der Bund Deutscher Forstleute (BDF) verleiht den Titel „Waldgebiet des Jahres“ im 

Jahr 2015 an den Grunewald in Berlin. Der Bundesvorstand des BDF wählte diesen haupt-
städtischen Wald, weil es hier in besonderer Weise gelingt, den hohen Besucherdruck mit 

bis zu 100 Millionen Waldbesuchen pro Jahr in Einklang mit Naturschutz und forstlicher 
Nutzung zu bringen. Mit der Auszeichnung solle auch den vor Ort tätigen Forstleuten ge-

dankt werden, die den täglichen Spagat meistern und die vielfältigen Funktionen mana-

gen, teilte der BDF am 21. November 2014 mit.  

 
Im vergangenen Jahr wurde bereits zum drit-
ten Mal ein Waldgebiet des Jahres gekürt und 

vom BDF ausgerufen. Der Meulenwald als 
Waldgebiet 2012, der Solling (2013) und der 

Schönbuch (2014) stoßen in den Medien und 

bei Besuchern auf großes Interesse.  
 

Der Grunewald in Berlin als Preisträger sei 
nicht zuletzt auch ein besonders schöner Wald, 

so Hans Jacobs, Bundesvorsitzender des BDF. 
„Wir gratulieren den Gewinnern ganz herzlich. 

Sie leisten im Grunewald eine hervorragende 
Arbeit. Die Forstleute der Berliner Forsten be-

wirtschaften das bekannteste Waldgebiet Ber-

lins naturnah und verantwortungsvoll und sor-
gen mit zahlreichen Partnern für vielfältige 

Nutzung, Schutz und Pflege.“ 
(17/45/14) 

 
 
 

Namen und Nachrichten 

 

(dbb) Die Bremer Bürgerschaft hat das Gesetz 
zur Neuregelung der Anpassung der Besol-

dungs- und Beamtenversorgungsbezüge 
2013/2014 in der Freien Hansestadt Bremen 

beschlossen. Wie der dbb bremen mitteilte, 
hatte das Landesparlament nach dem Urteil 

des Verfassungsgerichtshofes Nordrhein-

Westfalen und den auch in Bremen anhängi-
gen Klagen seinen Widerstand gegen die Be-

seitigung der Nullrunde bei den „höheren Be-
amten“ aufgegeben und am 19. November 

2014 in 2. Lesung ein neues Anpassungsgesetz 

für die Besoldungs- und Beamtenversorgungs-
bezüge 2013/2014 beschlossen. Die Auszah-

lung wird mit dem Dezembergehalt erfolgen. 
 

Auf der Personalrätekonferenz 2014 des dbb 
hamburg am 19. November 2014, die unter 

dem Motto „Verwaltung vernetzt, Personal 

ersetzt?“ stand, hat der dbb-Landesvorsitzende 
Rudolf Klüver auf die „derzeit untragbaren 

Zustände bei der quasi zeitgleichen Einführung 
von gleich drei großen IT-Verfahren zum Ende 

diesen Jahres“ hingewiesen. Er forderte eine 
bessere Abstimmung zwischen den Behörden 

sowie eine zeitliche Entzerrung künftiger Pro-
jekte. Es könne nicht sein, dass bei ständigem 

Personalabbau Großprojekte ohne zusätzliches 

Personal aus dem Boden gestampft werden, so 
Klüver.  

 
Am 20. November 2014 hatte der Sächsische 

Beamtenbund SBB zu einer Diskussion unter 

dem Motto „Wie viel Staat braucht Staat?“ 
nach Dresden geladen. In „Zehn Thesen für 

einen leistungsfähigen öffentlichen Dienst“ 
positionierte sich der dbb Landesbund zu die-

sem Thema. Die Anforderungen an eine mo-
derne Staatsverwaltung in Sachsen könnten 

nur gemeinsam von Politik, Bürgerinnen und 

Bürgern sowie Bediensteten der öffentlichen 
Verwaltung formuliert werden, erklärte der 
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SBB-Vorsitzende Gerhard Pöschmann. Was 
kann, was muss sich der öffentliche Dienst in 

Zukunft leisten? „Arbeitsverdichtung und Auf-
gabenkonzentration, geringere Bürgernähe 

und ein abnehmendes Dienstleistungsangebot 

sind nur einige der Folgen der Entscheidungen 
des Landes und der Kommunen in Sachsen“, 

kritisierte Pöschmann im Beisein des sächsi-
schen Ministerpräsidenten Stanislaw Tillich. 

(18/45/14) 

 


